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Schriftlicher Bericht 

des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 

über den von den Abgeordneten Diebäcker, Dr. Schmidt 
(Wuppertal), Lenz (Brühl), Ruf, Dr. Dittrich und Genossen ein- 
gebrachten Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des nord- 
rhein-westfälischen Hausarbeitstagsgesetzes 

— Drucksache 784 — 


A. Bericht der Abgeordneten Frau Rudoll 


Der Antrag der Abgeordneten Diebädcer, Dr. 
Schmidt (Wuppertal), Lenz (Brühl), Ruf, Dr. Dittrich 
und Genosisen betr. Entwurf eines Gesetzes zur 
Änderung des nordrhein-westfälischen Hausarbeits- 
tagsgesetzes wurde in der 62, Sitzung des Deut- 
schen Bundestages am 19. Februar 1959 dem Aus- 
schuß für Arbeit (federführend) und dem Ausschuß 
für Familien- und Jugendfragen (mitberatend) über- 
wiesen. 

Der Ausschuß für Arbeit befaßte sich mit dem 
Antrag in seiner 47. Sitzung am 29. April 1959, in 
der 51. Sitzung am 25. Juni 1959 und in der 54. Sit- 
zung am 14. Oktober 1959. 

Die Mehrheit des Ausschusses vertritt die Auf- 
fassung, Sinn und Zweck des Hausarbeitstages sei 
es, daß dieser dazu beitragen soll, die Belastung 
der berufstätigen Hausfrau in zumutbaren Grenzen 
zu halten. Mit der Vorlage sollten die Verhältnisse 
in Nordrhein-Westfalen dem Rechtszustand in den 
übrigen Bundesländern angepaßt werden; dadurch 
würde Mißbrauch ausgeschaltet. Darüber hinaus 
sollten die vor der Entscheidung des Bundesarbeits- 


gerichts vom 17. Januar 1958 in Nordrhein-West- 
falen tatsächlich praktizierten Verhältnisse — näm- 
lich, daß Anspruchsvoraussetzung für den Haus- 
arbeitstag die Beschäftigung an sechs Werktagen 
der Woche ist — wiederhergestellt werden. Eine 
bundeseinheitliche Regelung sollte durch die Ände- 
rung des nordrhein-westfälischen Gesetzes vor- 
bereitet werden. 

Die Minderheit wendet sich igegen den Versuch, 
ein soziales Schutzgesetz eines Landes auf Bundes- 
ebene zu ändern. Der Vorschlag des Ausschusses 
bedeute für Nordrhein- Westfalen eine wesentliche 
Verschlechterung des derzeitigen Zustandes. Statt 
einer Änderung des Landesgesetzes von Nordrhein- 
Westfalen sollte die Bundesregierung ersucht wer- 
den, den Entwurf eines bundeseinheitlichen Haus- 
arbeitstagsgesetzes vorzulegen. 

Der Ausschuß für Familien- und Jugendfragen 
hat sich in seiner 25. Sitzung am 7. Oktober 1959 
und in seiner 30. Sitzung am 22. Oktober 1959 da- 
mit befaßt und sich dem Antrag des Ausschusses 
für Arbeit angeschlossen. 


Bonn, den 2. Dezember 1959 


Frau Rudoll 

Berichterstatterin 
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B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

1. den Gesetzentwurf — Drucksache 784 — in der 
aus der anliegenden Zusammenstellung ersicht- 
lichen Fassung anzunehmen; 

2. folgenden Entschließungsantrag anzunehmen: 

„Die Bundesregierung wird ersucht, nach Ver- 
kündung des Gesetzes zur Änderung des nord- 
rhein-westfälischen Hausarbeitstagsgesetzes im 
Bundesgesetzblatt den Entwurf eines Gesetzes 
über eine bundeseinheitliche Regelung zur Ge- 
währung des Hausarbeitstages vorzulegen.''; 

3. die zu dem vorliegenden Gesetzentwurf einge- 
gangenen Petitionen für erledigt zu erklären. 


Bonn, den 2. Dezember 1959 


Der Ausschuß für Arbeit 


Scheppmann 

Vorsitzender 


Frau Rudoll 

Berichterstatterin 
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Zusammenstellung 

des von den Abgeordneten Diebäcker, Dr. Schmidt (Wuppertal), 
Lenz (Brühl), Ruf, Dr. Dittrich und Genossen eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des nordrhein-west- 
fälischen Hausarbeitstagsgesetzes 

— Drucksache 784 — 

mit den Beschlüssen des Ausschusses für Arbeit 
(21. Ausschuß) 


Entwurf 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des nordrhein-westfälischen 
Hausarbeitstagsgesetzes 


Dor Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 


Artikel 1 

Das nordrhein-westfälische Gesetz über Freizeit- 
gewährung für Frauen mit eigenem Hausstand vom 
27. Juli 1948 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
Nordrhein-Westfalen 1949 S. 6) wird wie folgt 
geändert: 

ln § 1 des Gesetzes werden hinter den Worten 
„in jedem MonaD der Punkt durch ein Komma er- 
setzt und die Worte angefügt „in dem sie an allen 
Werktagen beschäftigt werden." 


Artikel 2 

Dieses Gesetz tritt am ersten Tage des auf die 
Verkündung folgenden Monats in Kraft. 


Beschlüsse des 21. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des nordrhein- westfälischen 
Hausarbeitstagsgesetzes 


Der Bundestag hat das folgende Gesetz be- 
schlossen: 


Artikel 1 

Der § 1 des nordrhein-westfälischen Gesetzes 
über Freizeitgewährung für Frauen mit eigenem 
Hausstand vom 27. Juli 1948 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt für Nordrhein-Westfalen 1949 S. 6) er- 
hält folgende Fassung; 

.§ 1 

In Betrieben und Verwaltungen aller Art haben 
Frauen mit eigenem Hausstand Anspruch auf einen 
arbeitsfreien Werktag in jedem Monat, wenn sie 
im Anspruchszeitraum 

1. durchschnittlich wöchentlich mindestens 40 
Stunden arbeiten und in jeder Woche regel- 
mäßig an sechs Tagen beschäftigt werden oder 

2. durchschnittlich wöchentlich mehr als 45 Stun- 
den arbeiten." 


Artikel 2 
unverändert 
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